Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 12. Dezember 1995 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Tschechischen Republik 

über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 

der Wasserwirtschaft an den Grenzgewässern 


A. Zielsetzung 

Nach dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutschland mußte 
eine neue Rechtsgrundlage für die Zusammenarbeit an den Grenz- 
gewässern zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tsche- 
chischen Republik geschaffen werden. Die bisherige Zusammenarbeit 
erfolgte im tschechisch-bayerischen Grenzgewässerabschnitt ohne 
einen Grenzgewässervertrag durch beauftragte Grenzgewässerbe- 
vollmächtigte beider Seiten. Im sächsisch-tschechischen Grenzge- 
wässerabschnitt wurde die Zusammenarbeit nach Erlöschen des 
Grenzgewässerabkommens zwischen der DDR und der CSSR von 
1 974 durch Grenzgewässerbeauftragte beider Seiten fortgesetzt. 

Der am 12. Dezember 1995 in Dresden Unterzeichnete Vertrag zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Repu- 
blik über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft an 
den Grenzgewässern soll künftig die erforderliche einheitliche Rechts- 
grundlage bilden. 

Die bisherige Zusammenarbeit durch Grenzgewässerbevollmächtigte 
und -beauftragte wird im Rahmen der Grenzgewässerkommission 
durch einen Ständigen Ausschuß Bayern und einen Ständigen Aus- 
schuß Sachsen kontinuierlich fortgesetzt. 

Der Vertrag entspricht ähnlichen bewährten Regelungen, die teilweise 
seit langem mit westlichen, östlichen und südlichen Nachbarstaaten, 
z. B. den Niederlanden, Polen und Österreich bestehen. 

Die wesentlichen Ziele des Vertrags sind, die Instandhaltung und 
Instandsetzung sowie eine abgestimmte Bewirtschaftung der Grenz- 
gewässer zu gewährleisten und ihre Wasserqualität zu verbessern. 
Zur Erreichung dieser Ziele wollen die Vertragsparteien in allen erfor- 
derlichen Bereichen Zusammenarbeiten, z. B. bei der Unterhaltung 
und beim Ausbau von Wasserläufen, beim Bau, Betrieb und der 
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Unterhaltung von Wasserbauwerken und von Einrichtungen für was- 
senwirtschaftliche Messungen, beim Schutz vor Hochwasser und Eis- 
gefahr, beim Warn- und Alarmdienst, bei der Nutzung der Wasser- 
energie, bei der Wasserentnahme, bei der Einleitung von Wasser und 
Abwasser, beim Schutz und bei der Verbesserung der Wasserbe- 
schaffenheit der Gewässer, bei der Ausweisung von Wasserschutz- 
gebieten, bei Untersuchungen und Messungen, beim Schutz aquati- 
scher und litoraler Biotope usw. (vgl. im einzelnen Artikel 3). 

B. Lösung 

Durch das Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen für die Ratifika- 
tion des Vertrags zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tschechischen Republik über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Wasserwirtschaft an den Grenzgewässern geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch den Vertrag nicht mit 
Kosten belastet, da sich das in Deutschland geltende Recht nicht 
ändert. 

Ebenso wird die inländische Wirtschaft nicht mit Kosten belastet. 
Auswirkungen auf Einzelpreise und Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau, sind somit nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (321 ) - 632 00 - Wa 1 07/96 Bonn, den 8. Oktober 1 996 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 12. Dezember 1995 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über die Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft an den Grenzgewässem 
mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 702. Sitzung am 27. September 1996 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 12. Dezember 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Wasserwirtschaft an den Grenzgewässern 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Dresden am 12. Dezember 1995 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über die Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft an den Grenzgewässern nebst 
Statut wird zugestimmt. Der Vertrag nebst Statut werden nachstehend veröffent- 
licht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 15 Abs. 1 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Nach dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutschland mußte eine neue 
Rechtsgrundlage für die Zusammenarbeit an den Grenzgewässern zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik geschaffen wer- 
den. Die bisherige Zusammenarbeit erfolgte im tschechisch-bayerischen Grenz- 
gewässerabschnitt ohne einen Grenzgewässervertrag durch beauftragte Grenz- 
gewässerbevollmächtigte beider Seiten. Im sächsisch-tschechischen Grenz- 
gewässerabschnittwurde die Zusammenarbeit nach Erlöschen des Grenzgewäs- 
serabkommens zwischen der DDR und der CSSR von 1974 durch Grenzgewäs- 
serbeauftragte beider Seiten fortgesetzt. Die künftige Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten soll auf der Grundlage des am 12. Dezember 1995 abgeschlosse- 
nen Grenzgewässervertrags erfolgen. 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, weil der Vertrag das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden 
regelt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, In dem der Vertrag nach seinem Artikel 15 in 
Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Besondere gesetzliche Ausführungsbestimmungen zum Vertrag sind nicht erfor- 
derlich. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch den Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Tschechischen Republik über die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft an den Grenzgewässern vom 12. Dezem- 
ber 1995 nicht mit Kosten belastet, da sich das in Deutschland geltende Recht 
nicht ändert. 

Ebenso wird die inländische Wirtschaft nicht mit Kosten belastet, da ein Sekreta- 
riat für die Grenzgewässerkommission nicht errichtet wird. Auswirkungen auf 
Einzelpreise und Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind 
somit nicht zu erwarten. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Wasserwirtschaft an den Grenzgewässern 

Smiouva 

mezi Spolkovou republikou Nemecko 
a Ceskou republikou 
0 spolupräci na hranicnich vodäch 
V oblasti vodm'ho hospodärstvi 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Tschechische Republik - 

in dem Bemühen, die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Wasserwirtschaft an den Grenzgewässern zu regeln und weiter 
zu verbessern, 

geleitet von dem Vertrag vom 3. November 1994 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik 
über die gemeinsame Staatsgrenze, 

ausgehend von dem Vertrag vom 27. Februar 1992 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen und 
Slowakischen Föderativen Republik über gute Nachbarschaft und 
freundschaftliche Zusammenarbeit, 

eingedenk der Ziele des Übereinkommens vom 17. März 1992 
zum Schutz und zur Nutzung grenzüberschreitender Wasserläufe 
und internationaler Seen, 

mit dem Ziel, die Instandhaltung und Instandsetzung und - 
soweit notwendig - die Wiederherstellung sowie eine abgestimm- 
te Bewirtschaftung der Grenzgewässer zu gewährleisten und ihre 
Wasserqualität zu verbessern, 

davon überzeugt, daß die enge Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet der Wassenwirtschaft an den Grenzgewässern von gegensei- 
tigem Vorteil ist und zur Festigung gutnachbarlicher Beziehungen 
beiträgt - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Die Vertragsparteien arbeiten auf dem Gebiet der Wassenwirt- 
schaft an den Grenzgewässem zusammen. 

Artikel 2 

(1 ) Grenzgewässer sind 

a) die Abschnitte der Wasseiiäufe oder Hauptarme, deren Mittel- 
linie die Staatsgrenze bildet; 

b) die Wasserläufe, die von der Staatsgrenze gekreuzt werden, 
in einem Bereich von beiderseits 1 5 Metern vom Kreuzungs- 
querschnitt; 


Spofkovä republika Nemecko 
a 

Ceskä republika 

vedeny snahou upravit a däle ziepsovat spolupräci na hranic- 
nich vodäch v oblasti vodniho hospodäfstvi, 


vychäzejice ze Smlouvy mezi Spolkovou republikou Nemecko a 
Ceskou republikou o spoleönych stätnich hranicich ze dne 
3. listopadu 1994, 

^ vychäzejice ze Smlouvy mezi Spolkovou republikou Nemecko a 
Ceskou a Slovenskou Federativni Republikou o dobräm sou- 
sedstvi a pfätelske spolupräci ze dne 27. ünora 1992, 


majice na mysii eile Ümluvy o ochrane a vyuziväni hranlönich 
vodnich tokü a mezinärodnich jezer ze dne 17. bfezna 1992, 


s cilem zabezpecit üpravy, potfebnou üdribu a obnovu, jakoz I 
koordinovane obhospodaroväni hranicnich vod a ziepsovat jejich 
jakost. 


presvedeeny o tom, ze üzkä spolupräce na hranicnich vodäch v 
oblasti vodniho hospodärstvi pfedstavuje vzäjemne vyhody a 
phspiva k upevhoväni dobrych sousedskyeh vztahü, 


se dohodly takto: 

Clänek 1 

Smiuvni strany spolupracuji na hranicnich vodäch v oblasti 
vodniho hospodäfstvi. 

Clänek 2 

1 ) Hranicni vody jsou: 

a) üseky vodnich tokü nebo jejich hiavnich ramen, jejichz stfedni- 
ce tvofi stätni hranice, 

b) vodni toky, ktere jsou protinäny stätnimi hranicemi, v oblasti 
15 metrü na obe strany od profilu kfizeni, 
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c) die Abschnitte von Elbe und Eger, durch die die Staatsgrenze 
verläuft; 

d) sonstige oberirdische Gewässer und das Grundwasser an der 
Stelle, an der sie von der Staatsgrenze gekreuzt werden. 

(2) Die Bestimmungen dieses Vertrags sind entsprechend an- 
zuwenden auf 

a) Gebiete, die von den Grenzgewässern überschwemmt wer- 
den; 

b) oberirdische Gewässer und auf das Grundwasser in der Nähe 
der Staatsgrenze, soweit an ihnen Maßnahmen durchgeführt 
werden, die die wasserwirtschaftlichen Verhältnisse an den 
Grenzgewässern wesentlich beeinflussen können; 

c) wasserwirtschaftliche Anlagen, insbesondere Wasserleitun- 
gen und Kanalisationen, die außerhalb der Grenzgewässer 
liegen und von der Staatsgrenze gekreuzt werden. 

Artikel 3 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten an den Grenzgewässern ins- 
besondere in folgenden Bereichen zusammen: 

a) Veränderungen des Wasserhaushalts; 

b) Unterhaltung und Ausbau von Wasserläufen; 

c) Bau, Betrieb und Unterhaltung von Wasserbauwerken und 
von Einrichtungen für wasserwirtschaftliche Messungen; 

d) Schutz vor Hochwasser und Eisgefahr; 

e) Maßnahmen bei außerordentlicher Beeinträchtigung der 
Wasserqualität, außergewöhnlichen hydrologischen Ereig- 
nissen, einschließlich der Warn- und Meldedienste; 

f) wassenwirtschaftliche Meliorationsmaßnahmen; 

g) Nutzung der Wasserenergie; 

h) Wasserentnahmen; 

i) Einleiten von Wasser und Abwasser; 

j) Schutz und Verbesserung der Wasserbeschaffenheit der 
Gewässer; 

k) Wasserschutzgebiete; 

l) bauliche Anlagen, Einrichtungen und Tätigkeiten, die die Ab- 
flußverhältnisse beeinflussen können; 

m) Untersuchungen, Messungen und Beobachtungen sowie Aus- 
wertung und Austausch von Ergebnissen und Informationen; 

n) wasserwirtschaftliche Fachplanung und Bilanzierung; 

o) Schutz aquatischer und litoraler Biotope; 

p) Schutz der Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts. 

(2) Der Vertrag regelt nicht Fragen der Fischereiwirtschaft so- 
wie schiffahrtsbezogene Fragen und Maßnahmen; die Behand- 
lung von Fragen des Schutzes der Grenzgewässer vor Verunreini- 
gungen aus diesen Tätigkeiten wird dadurch jedoch nicht ausge- 
schlossen. 

Artikel 4 

(1) Die Vertragsparteien bilden zur Erfüllung dieses Vertrags 
eine deutsch-tschechische Grenzgewässerkommission, im fol- 
genden als „Kommission“ bezeichnet, und ernennen deren Mit- 
glieder. 

(2) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben setzt die Kommission einen 
Ständigen Ausschuß für den bayerischen Grenzabschnitt, im fol- 
genden „Ständiger Ausschuß Bayern“ genannt, und einen Ständi- 
gen Ausschuß für den sächsischen Grenzabschnitt, im folgenden 
„Ständiger Ausschuß Sachsen“ genannt, ein. 

(3) Zusammensetzung und Verfahren der Kommission, des 
Ständigen Ausschusses Bayern und des Ständigen Ausschusses 
Sachsen regelt das diesem Vertrag als Anlage beigefügte Statut, 
das Bestandteil dieses Vertrags ist. 


c) üseky vodnich tokü Labe a Ohre, jimiz probihaji stätnf hrani- 
ce, 

d) ostatnf povrchove a podzemni vody v miste, kde je protinaji 
stätni hranice. 

2) Pfislusnä ustanoveni teto smiouvy se pfimefenö pouziji 
rovnez na: 

a) üzemf zaplavovanä hranicnfmi vodami, 

b) povrchove a podzemni vody v blizkosti stätm'ch hranic, pokud 
by na nich ucinenä opatfeni mohla vyznamne ovlivnit vodo- 
hospodäfske pomery na hranicnich vodäch, 

c) vodohospodäfskä zafizeni, zejmena vodovody a kanalizace, 
kterä lezf mimo hranicni vody a jsou prot’ata stätnimi hrani- 
cemi. 

Clänek 3 

1 ) Smiuvni strany spolupracujf na hranicnich vodäch zejmena v 
techto oblastech; 

a) zmeny vodniho rezimu, 

b) udrzoväni a üpravy vodnich tokü, 

c) vystavba, provoz a udrzoväni vodohospodäfskych del a za- 
rizeni pro vodohospodäfskä mefeni, 

d) ochrana pfed povodnemi a ledovym nebezpecim, 

e) opatfeni pfi mimofädnem zhorsenf jakosti vody, mimofädnych 
hydrologickych udäiostech, vcetne varovne a hläsne sluzby, 

f) vodohospodäfskä melioracnf opatfeni, 

g) vyuziväni vodnf energie, 

h) odber vody, 

i) vypousteni odpadnich a jinych vod, 

j) ochrana a ziepsovänf jakosti vod, 

k) ochrannä päsma vodnich zdrojü, 

l) stavby, zafizeni a cinnosti, jez mohou mit vliv na odtokove 
pomery, 

m) äetfeni, möfeni a pozoroväni, jakoz i jejich vyhodnocoväni a 
vymena vysiedkü a informaci, 

n) vodohospodäfskä odborne plänoväni a bilancoväni, 

o) ochrana akvatickych a litorälnich biotopü, 

p) ochrana vod jako soucästi pfirodniho prostfedi. 

2) Smiouva nefesi otäzky rybneho hospodäfstvi ani otäzky a 
opatfeni tykajici se lodni dopravy; jednäni o otäzkäch ochrany 
hraniönich vod pfed znecistenim z tächto cinnosti se väak timto 
nevylucuje. 

Clänek 4 

1 ) Smiuvni strany zfizuji k pineni teto smiouvy Nemecko-ceskou 
komisi pro hranicni vody (däie jen “Komise“) a jmenuji jeji cleny. 

2) Komise ustavi k pineni svych ükolü Stäly vybor pro bavorsky 
hranicni üsek (däIe jen “Stäly vybor Bavorsko“) a Stäly vybor pro 
sasky hranicni üsek (däie jen “Stäly vybor Sasko“). 


3) Slozeni a postup Komise, Stäleho vyboru Bavorsko a Stäleho 
vyboru Sasko upravuje Statut, ktery je nedilnou soucästi teto 
smiouvy. 
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Artikel 5 

(1) Die Zusammenarbeit umfaßt insbesondere folgende Auf- 
gaben, zu deren Erfüllung die Kommission Grundsätze festlegt: 

a) Planung, Vorbereitung und Durchführung wasserwirtschaftli- 
cher Maßnahmen; 

b) Unterhaltung von Wasseiiäufen sowie Bau, Betrieb und Unter- 
haltung wasserwirtschaftlicher Anlagen; 

c) Bewertung der Arbeiten, Leistungen und Lieferungen sowie 
die gemeinsame Abnahme und gegenseitige Abrechnung die- 
ser wasserwirtschaftlichen Maßnahmen; 

d) Ermittlung der Qualität und Quantität der Gewässer sowie 
Auswertung und Austausch von Ergebnissen; 

e) Ausarbeitung von Warn- und Alarmplänen sowie von Maßnah- 
meplänen gegen Hochwasser, Eisgefahr und bei kritischen 
Zuständen der Wasserqualität, 

f) Ausarbeitung wasserwirtschaftlicher Fachplanungen und Bi- 
lanzen; 

g) Koordinierung von Verwaltungsverfahren. 

(2) Der Kommission obliegt es, die Tätigkeit des Ständigen 
Ausschusses Bayern und des Ständigen Ausschusses Sachsen 
zu koordinieren und bei der Durchführung dieses Vertrags auf- 
tretende Fragen zu behandeln. 

(3) Die Kommission kann Empfehlungen an die Vertragspartei- 
en beschließen, insbesondere Vorschläge für 

a) Maßnahmen zum Schutz und zur Verbesserung der Wasser- 
beschaffenheit; 

b) Maßnahmen zum Schutz und zur Verbesserung der Abfluß- 
verhältnisse sowie zum Schutz naturnaher Flächen für die 
Retention; 

c) Maßnahmen zum Schutz aquatischer und litoraler Biotope. 

(4) Die Kommission legt für die Zusammenarbeit Im Ständigen 
Ausschuß Bayern und im Ständigen Ausschuß Sachsen die 
Grundsätze und Aufgaben fest. 

(5) Die Kommission legt für die direkte Zusammenarbeit der 
zuständigen Behörden und Dienststellen die Grundsätze und 
Aufgaben fest. 

Artikel 6 

(1) Wasserwirtschaftliche Maßnahmen sind technische Maß- 
nahmen zur Erfüllung der Aufgaben dieses Vertrags. 

(2) Die Vertragsparteien unterrichten einander rechtzeitig über 
ihre Absichten bei wasserwirtschaftlichen Maßnahmen, teilen ein- 
ander alle erforderlichen Angaben mit und verständigen sich über 
die weitere Behandlung. Im Rahmen der von der Kommission 
vorgegebenen Grundsätze kann eine direkte Zusammenarbeit 
zwischen den jeweils zuständigen Behörden und Dienststellen 
erfolgen. 

(3) Bei außerordentlichen Beeinträchtigungen der Wasserquali- 
tät und bei außergewöhnlichen hydrologischen Ereignissen infor- 
mieren die zuständigen Behörden einander unverzüglich über 
wasserwirtschaftliche Maßnahmen, die zur Verhütung oder Ver- 
minderung von Gefahren ohne vorherige Verhandlungen durch- 
geführt wurden oder noch durchgeführt werden. 


Artikel 7 

(1) Jede Vertragspartei trägt die Kosten für die Durchführung 
der wasserwirtschaftlichen Maßnahmen auf ihrem Staatsgebiet, 
die ausschließlich ihren Interessen dienen sollen. 

(2) Die Kosten für die Durchführung wasserwirtschaftlicher 
Maßnahmen, die den Interessen beider Vertragsparteien dienen, 
werden von den Vertragsparteien Im Verhältnis ihrer Interessen 
getragen, ohne Rücksicht darauf, ob es sich um Arbeiten auf dem 
Staatsgebiet der einen oder beider Vertragsparteien handelt. 


Clänek 5 

1) Spolupräce zahrnuje zejmena tyto ükoly, pro jejichz plneni 
stanovi Komise zäsady: 

a) plänoväni, pfiparvu a provädäni vodohospodärskych opa- 
tfeni, 

b) udrzoväni vodnich tokü, jakoz i vystavbu, provoz a üdrzbu 
vodohospodärskych zafizenf, 

c) ocehoväni praci, vykonü a dodävek, jakoz i spolecne pfevzeti 
a vzäjemne vyüctovänf techto vodohospodärskych opatrenf, 

d) sledoväni jakosti a mnozstvi vod, jakoz i vyhodnocoväni a 
vymenu vysledkü, 

e) vypracoväni varovnych a poplachovych plänü opatfeni proti 
povodnim, ledovemu nebezpecf a pfi kritickych stavech jakosti 
vod, 

f) vypracoväni vodohospodärskych odbornych plänü a bilanci, 

g) koordinaci sprävnich fizeni. 

2) Komisi pfislusi koordinovat cinnost Stäleho vyboru Bavorsko 
a Stäleho vyboru Sasko a projednävat otäzky, kterä se vyskytnou 
pfi provädeni täto smiouvy. 

3) Komise müie pfijmout doporuceni smluvnim stranäm, zej- 
mena nävrhy na opatfeni k: 

a) ochrane a zlepäeni stavu jakosti vod, 

b) ochrane a ziepseni odtokovych pomerü a ochrane pfirozenych 
retencnich üzemi, 

c) ochrane akvatickych a litorälnich biotopü. 

4) Komise stanovi zäsady a ükoly pro spolupräci ve Stälem 
vyboru Bavorsko a ve Stälem vyboru Sasko. 

5) Komise stanovi zäsady pro pfimou spolupräci pfisluänych 
orgänü a odbornych pracovist’. 


Clänek 6 

1) Vodohospadäfskä opatfeni jsou technickä opatfeni k pinäni 
ükolü teto smiouvy. 

2) Smluvni strany se vcas vzäjemne vyrozumi o svych zäme- 
rech na vodohospodäfskä opatfeni, sdeli si vzäjemne väechny 
potfebne üdaje a vyrozumi se o dalsim postupu. V rämci zäsad 
stanovenych Komisi je moznä pfimä spolupräce pfislusnych orgä- 
nü a povefenych odbornych pracovist’. 


3) Pfi mimofädnych zhorsenich jakosti vody a pfi mimofädnych 
hydrologickych udälostech se pfisluänä orgäny neprodlene infor- 
muji o vodohospodärskych opatfenich, kterä byla nebo jeäte 
budou provedena bez pfedchoziho projednäväni za üöelem od- 
vräceni nebo zmirneni ohrozeni. 


Clänek 7 

1) Kazdä ze smiuvnich stran nese näklady na provedeni vodo- 
hospodäfskych opatfeni na üzemi sveho stätu, jez maji slouzit 
vylucnä jejim zäjmüm. 

2) Näklady na provedeni vodohospodäfskych opatfeni, jez slou- 
zi zäjmüm obou smiuvnich stran, ponesou smluvni strany v pome- 
ru svych zäjmü bez zfetele na to, zda jde o präce na üzemi stätu 
jedne nebo obou smiuvnich stran. 
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(3) Die Kosten für wasserwirtschaftliche Maßnahmen, die auf 
dem Staatsgebiet einer Vertragspartei durchgeführt werden, je- 
doch ausschließlich den Interessen der anderen Vertragspartei 
dienen, werden von derjenigen Vertragspartei getragen, deren 
Interessen die Maßnahmen dienen. 

(4) Die mit der Vermessung, Projektierung und Leitung der 
wasserwirtschaftlichen Maßnahmen verbundenen Kosten werden 
von den Vertragsparteien nicht gegenseitig gedeckt, sofern nichts 
anderes vereinbart wird. 

(5) Die Kosten für Maßnahmen der Unterhaltung und des Aus- 
baus der Grenzgewässer sowie für Unterhaltung und Betrieb 
wassenwirtschaftlicher Anlagen, die zur Erhaltung oder Verbesse- 
rung der Abflußverhältnisse dienen, werden zwischen den Ver- 
tragsparteien durch Arbeiten oder Materiallieferungen ausge- 
glichen, falls nicht eine andere Art des Ausgleichs vereinbart wird. 
Für den Kostenausgleich anderer wasserwirtschaftlicher Maßnah- 
men kann die Kommission im Bedarfsfall andere Lösungen ver- 
einbaren. 

Artikel 8 

(1) Im Rahmen der von der Kommission vorgegebenen Grund- 
sätze 

a) ermitteln die zuständigen Behörden und beauftragten Dienst- 
stellen den physikalischen, chemischen und biologischen Zu- 
stand der Grenzgewässer; 

b) messen die zuständigen Behörden und beauftragten Dienst- 
stellen an den eingerichteten Meßstellen die Wasserstände 
und ermitteln die zugehörigen Abflüsse; 

c) führen die zuständigen Behörden und beauftragten Dienst- 
stellen gemeinsame Untersuchungen an den Grenzgewäs- 
sern durch. 

Die Ergebnisse werden einander mitgeteilt, gemeinsam bewertet 
und über die Ständigen Ausschüsse der Kommission vorgelegt. 

(2) Im Rahmen der von der Kommission vorgegebenen Grund- 
sätze errichten und unterhalten die zuständigen Behörden und 
beauftragten Dienststellen Flußeinteilungszeichen, Höhenmaße, 
Abflußmeßstellen und Meßquerschnitte in den Grenzgewässern 
sowie die Grundwassermeßstellen in der Nähe der Staatsgren- 
ze. 

Artikel 9 

(1) Die Vertragsparteien werden sich Im Rahmen der Kommis- 
sion im Interesse des Schutzes und der rationalen Nutzung der 
Grenzgewässer über bedeutsame wasserwirtschaftliche Vorha- 
ben und daraus zu erwartende Auswirkungen auf Menge und 
Qualität der Grenzgewässer gegenseitig informieren. 

(2) Die Kommission kann für ausgewählte Grenzgewässer ge- 
meinsame wasserwirtschaftliche Bilanzen, wasserwirtschaftliche 
Fachplanungen sowie Koordinierungsvereinbarungen zu deren 
Schutz und Nutzung ausarbeiten. 

Artikel 10 

(1) Die Vertragsparteien wirken darauf hin, daß die Verunreini- 
gung der Grenzgewässer vermindert wird und daß notwendige 
Maßnahmen zur Begrenzung, zur Kontrolle und zur Senkung von 
negativen Folgen der Tätigkeiten auf ihrem Staatsgebiet auf die 
Grenzgewässer und auf die Umwelt In Ihrer Umgebung getroffen 
werden. 

(2) Die Vertragsparteien unterstützen im Rahmen ihrer Rechts- 
vorschriften den Bau von Anlagen und weitere Maßnahmen zur 
Vermeidung oder Verminderung der Belastung der Grenzgewäs- 
ser durch Abwasser und wassergefährdende Stoffe. 


Artikel 11 

(1) Im Rahmen der von der Kommission vorgegebenen Grund- 
sätze stimmen die zuständigen Behörden und beauftragten 
Dienststellen an den Grenzgewässern ihre Warn- und Alarmpläne 


3) Näklady na vodohospodäfskä opatfeni, kterä budou prove- 
dena na üzemi statu jedne ze smiuvnich stran, avsak slouzi 
vylucne zäjmüm druhe smiuvni strany, nese smiuvnf strana, 
jejimz zäjmüm tato opatfeni slouzi. 

4) Näklady spojenä se zamefenim, projektovänim a rizenim 
provädeni vodohospodäfskych opatfeni sl smiuvni strany nebu- 
dou vzäjemne hradit, pokud nebude dohodnuto jinak. 

5) Näklady na opatfeni, tykajfci se üdrzby a üprav na hranicm'ch 
vodäch, jakoz I üdrzby a provozu vodohospodäfskych zari'zeni', 
slouzicich k zachoväni nebo zIepsenf odtokovych pomörü, budou 
mezi smiuvnimi stranami vyrovnäny provedenim praci nebo do- 
dävkami materiälu, pokud nebude dohodnut jiny zpüsob vyrov- 
näni. Pro ühradu näkladü na ostatnf vodohospodäfskä opatfeni' 
müze, V pfipadä potfeby, Komise dohodnout jiny zpüsob vyrov- 
näni. 

Clänek 8 

1 ) V rämci zäsad stanovenych Komisf pf i'slusne orgäny a povä- 
fenä odbornä pracovistä: 

a) zjiät’uji' fyzikäini, chemicky a biologicky stav hraniönich vod. 


b) mäfi ve zfi'zenych profiiech vodni stavy a zjist’uji pfisluäne 
odtoky, 

c) provädeji v zäjmu ücelnosti spoleöne prohlidky hranicm'ch 
vod. Vi^sledky si sdeluji', spoleönö je vyhodnocuji a prostfed- 
nlctvi'm Stälych vyborü je pfedklädaji Komisi. 


2) V rämci zäsad stanovenych Komisi' zfizuji a udrzuji pfi'sluänä 
orgäny a povöfenä odbornä pracovistö vodnf znaöky, kilometrovä 
a hektometrove znaky, vodocty a mörne profily na hranicm'ch 
vodäch a odmernä mi'sta na podzemm'ch vodäch v blizkosti stät- 
m'ch hranic. 

Clänek 9 

1) Smiuvni' strany se budou v rämci Komise, v zäjmu ochrany a 
racionälm'ho vyuzi'väni' hranicm'ch vod, vzäjemnö informovat o 
vyznamnych vodohospodäfskych zämörech a od nich ocekävane- 
ho ovllvneni mnozstvi' a jakosti hranicm'ch vod. 

2) Komise müze zpracovat pro vybranä hranicm' vody spoleöne 
vodohospodäfskä bilance, vodohospodäfskä odbornä pläny a 
dohodnout koordinacm' ujednäni o jejich ochranä a vyuzi'väm'. 


Clänek 10 

1) Smiuvni' strany budou püsobit k tomu, aby bylo snizoväno 
znecistäni hranicm'ch vod a pfiji'mäna nezbytnä opatfeni k ome- 
zeni, kontrole a snizoväni negativm'ch düsledkü cinnosti z üzemi 
svych stätü na hranlöm' vody a na zivotni prostfedi' v jejich okoli. 


2) Smiuvni' strany budou v rämci svych vnitrostätm'ch prävm'ch 
pfedpisü podporovat vystavbu zafi'zem' a daläi opatfeni, jez zabrä- 
ni nebo zmi'rni zneöiätäni hranicm'ch vod odpadm'mi vodami a 
lätkami, kterä jakost techto vod ohrozuji. 

Clänek 11 

1) V rämci zäsad stanovenych komisi zkoordinuji na hranicm'ch 
vodäch pfislusne orgäny a povefenä odbornä pracoviste navzä- 
jem ohlasovaci a poplachovä, jakoz i zäsahovä pläny ochrany 
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sowie Maßnahmepläne gegen Jlochwasser, Eisgefahr und bei 
kritischen Zuständen der Wasserqualität aufeinander ab. 

(2) Bei Hochwasser, Eisgefahr und bei kritischen Zuständen der 
Wasserqualität leisten die zuständigen Behörden und beauftrag- 
ten Dienststellen Hilfe, wenn die Hilfeleistung angefordert wird 
und möglich ist. 

Artikel 12 

(1) Wasserwirtschaftliche Maßnahmen an den Grenzgewäs- 
sern werden nach den Rechtsvorschriften und von den Behörden 
jener Vertragspartei beurteilt, auf deren Staatsgebiet die Maßnah- 
men durchgeführt werden. In die hierfür durchzuführenden Ver- 
waltungsverfahren muß der Standpunkt der anderen Vertragspar- 
tei einbezogen werden. 

(2) Bei den wasserwirtschaftlichen Maßnahmen an den Grenz- 
gewässem, die auf den Staatsgebieten beider Vertragsparteien 
durchgeführt werden, erteilen die zuständigen Behörden jeweils 
für den auf ihrem Staatsgebiet gelegenen Teil der Maßnahmen 
die Zulassung. Die Verwaltungsverfahren sind so durchzuführen, 
daß die Bescheidinhalte aufeinander abgestimmt sind. 

(3) Bei wasserwirtschaftlichen Maßnahmen an den Grenz- 
gewässem können die Verwaltungsverfahren erst nach Behand- 
lung im jeweiligen Ständigen Ausschuß abgeschlossen werden. 
Bei Gefahr im Verzug sind Maßnahmen ohne Behandlung im 
Ständigen Ausschuß, jedoch nach vorheriger Absprache der 
zuständigen Behörden beider Vertragsparteien zulässig. Die Be- 
handlung im Ständigen Ausschuß sowie ein erforderliches Ver- 
waltungsverfahren können nachträglich erfolgen. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien können in 
wasserwirtschaftlichen Verwaltungsangelegenheiten direkten 
Kontakt aufnehmen. 

Artikel 13 

(1) Soweit sachlich geboten, erfolgt eine Zusammenarbeit und 
Koordinierung der Kommission mit der Internationalen Kommis- 
sion zum Schutz der Elbe, der Internationalen Kommission zum 
Schutz der Oder gegen Verunreinigung sowie mit anderen bilate- 
ralen und multilateralen Kommissionen im Bereich der Wasser- 
wirtschaft. 

(2) Die Kommission arbeitet mit der Ständigen deutsch-tsche- 
chischen Grenzkommission zusammen, soweit es um Fragen des 
Grenzverlaufs in den Grenzgewässern geht. Die Ständigen Aus- 
schüsse äußern sich auf Anforderung dieser Kommission zu Art 
und Umfang der Veränderung an den Grenzgewässern, dadurch 
bedingten Änderungen des Grenzverlaufs und zu den in diesem 
Zusammenhang zu treffenden Maßnahmen. 


Artikel 14 

(1) Personen, die Staatsangehörige einer der beiden Vertrags- 
parteien sind, können zur Wahrnehmung der Aufgaben im Rah- 
men dieses Vertrags die Staatsgrenze an einem festgelegten oder 
an einem durch die Erfüllung dieser Aufgaben bedingten Punkt 
überschreiten, wenn sie die Zustimmung der zuständigen Behör- 
de der anderen Vertragspartei eingeholt haben sowie ein gültiges 
Grenzübertrittsdokument und einen Dienstausweis mitführen. Die 
Bestimmungen gelten bezüglich dieser Aufgaben auch für Ange- 
hörige dritter Staaten, die in keinem der beiden Staaten und in 
keinem der Mitgliedstaaten der Europäischen Union der Visums- 
pflicht unterliegen. 

(2) Personen, die im Rahmen dieses Vertrags die Staatsgrenze 
überschreiten, unterliegen der Paß- und Zollkontrolle. 

(3) Von Ein- und Ausfuhrabgaben befreit sind Materialien, die 
aus dem Zollgebiet des Staates der einen Vertragspartei in das 
Zollgebiet des Staates der anderen Vertragspartei ausgeführt und 
für Arbeiten im Rahmen dieses Vertrags verwendet werden. Das 
nicht verbrauchte Material ist in das Zollgebiet des Staates der 
Vertragspartei, aus dem es eingeführt wurde, wieder auszufüh- 
ren. 


proti povodnim a ledovämu nebezpeci a pläny opatfenf pfi kritic- 
kych stavech jakosti vod. 

2) Pfi povodnich, ledovem nebezpeöf a kritickych stavech ja- 
kosti vod sl poskytnou pfi'slusnä orgäny a poväfenä odbornä 
pracoviätä pomoc, je-li o ni pozädäno a pokud Je tato pomoc 
moznä. 

Clänek 12 

1) Vodohospodäfskä opatfenf na hranicnich vodäch se posuzujf 
podle vnitrostätnfch prävnfch pfedpisü a orgäny te smiuvnf strany, 
na jejfmz üzemf statu se opatfenf provädäjf. Ve sprävnfch ffzenfch 
konanych za tfmto üöelem musf byt projednäno stanovisko druhä 
smiuvnf strany. 

2) U vodohospodäfskych opatfenf na hraniönfch vodäch, \ei 
budou provädöna na üzemf statü obou smiuvnfch stran, udölujf 
povoleni pffslusnä orgäny pro öäst vodohospodäfskych opatfenf 
na üzemf sveho stätu. Sprävnf ffzenf musf b^ provädäna tak, aby 
rozhodnutf byla vzäjemne obsahovö sladöna. 

3) U vodohospodäfskych opatfenf na hraniönfch vodäch müze 
byt sprävnf ffzenf ukonöenp teprve po projednänf v pffsluänäm 
Stäläm vyboru. Pfi nebezpeöf z prodlenf je pffpustnä provedenf 
opatfenf bez projednänf ve Stäläm byboru, aväak po pfedchozf 
dohodä pffsluänych orgänü obou smiuvnfch stran. Projednänf ve 
Stäläm vyboru, jekoz i nutnä sprävnf ffzenf, se müze uskutecnit 
dodateönä. 

4) Pffsluänä orgäny smiuvnfch stran mohöu ve vodohospo- 
däfskych sprävnfch zälezitostech vstupovat do pffmäho styku. 


Clänek 13 

1) Komise, pokud je to vecne nutne. spolupracuje a koordinuje 
cinnost s Mezinärodnf komist pro ochranu Labe a Mezinärodni 
komisf pro ochranu Odry pfed zneöiätenfm, jako2 i s daläfmi 
bilaterälnfmi a multilaterälnfmi komiseml v oblasti vodniho hos- 
podäfstvf. 

2) Komise spolupracuje se Stälou nämecko-öeskou hraniönf 
komisf, pokud se jednä o otäzky prübähu hranic hraniönfmi vo- 
dami. Stälä vybory se na pozädänf täto komise vyjadfujf k zpüso- 
bu a rozsahu zmen na hranicnich vodäch, k tim zpüsobenym 
zmenäm prübähu hranic a k opatfenfm, kterä je tfeba v täto 
souvislostl uöinit. 


Clänek 14 

1) Osoby, kterä jsou pffsluSnfky stätu jednä ze smiuvnfch stran, 
mohou za üöelem provädänf ükolü podle täto smiouvy pfekra- 
öovat stätnf hranice v urcenäm mfstä nebo v mfstä potfebnäm k 
pinänf tächto ükolü, pokud majf souhlas pf fsluänäho orgänu druhä 
smiuvnf strany a majf u sebe platny doktad pro pfekraöovänf 
stätnfch hranic a slu2ebnf prükaz. Ustanovenf plati u tächto ükolü 
takä pro pffsluänfky tfetfch stätü, kteff nepodlähajf v 2ädnäm z 
obou stätü smiuvnfch stran a v zädnäm z ölenskych stätü Evrop- 
skä unie vfzovä povinnosti. 


2) Osoby pfekraöujfcf stätnf hranice podle täto smiouvy podle- 
hajf pasovä a ceinf kontrole. 

3) Materläl, kteiy je vyväzen z celnfho üzemf stätu jednä smiuv- 
nf strany na ceinf üzemf stätu druhä smiuvnf strany a je pouzfvän 
pro präce podle täto smiouvy, je osvobozen od dovoznfch a 
vyvoznfch cel a poplatkü. Nespotfebovany materläl bude vyvezen 
zpät na ceinf üzemf stätu smiuvnf strany, odkud byl dovezen. 
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(4) Ein- und Ausfuhrabgaben im Sinne des Vertrags sind die 
Ein* und Ausfuhrzölle sowie alte anderen anläßlich der Warenein- 
fuhr und der Warenausfuhr zu erhebenden Steuern und Gebüh- 
ren. 

(5) Unter der Voraussetzung der Wiederausfuhr sind von Eln- 
und Ausfuhrabgaben und auch von einer Leistung der Sicherheit 
befreit: Fahrzeuge, Werkzeuge, Geräte, Instrumente, Apparate 
und Maschinen, die aus dem Zollgebiet des Staates der einen 
Vertragspartei in das Zollgebiet des Staates der anderen 
Vertragspartei für Arbeiten im Rahmen dieses Vertrags eingeführt 
werden. Diese Gegenstände sind spätestens innerhalb eines 
Monats nach Beendigung der Arbeiten in das Zollgebiet wieder 
auszuführen, aus dem sie eingeführt wurden. 

(6) Auf die in den Absätzen 3 und 5 genannten Waren, die im 
Rahmen dieses Vertrags verwendet wurden, finden Eii> und 
Ausfuhrverbote und -beschränkungen keine Anwendung. 

Artikel 15 

(1) Die Regierungen der Vertragsparteien notifizieren einander, 
daß die innerstaatlichen Vorau^etzungen für das Inkrafttreten 
des Vertrags erfüllt sind. Der Vertrag tritt 30 Tage nach dem Tag in 
Kraft, an dem die letzte Notifikation etngegangen ist. 

(2) Durch Inkrafttreten dieses Vertrags bleiben die bestehenden 
Wasserrechte an Grenzgewässem und die damit zusammenhän- 
genden Verpflichtungen unberührt. 

(3) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(4) Nach Ablauf von fünf Jahren nach seinem Inkrafttreten kann 
der Vertrag von der Regierung jeder Vertragspartei durch Notifika- 
tion spätestens sechs Monate zum Ende des Kalenderjahres 
gekündigt werden. Der Vertrag tritt in diesem Fall mit Ablauf des 
entsprechenden Kalenderjahrs außer Kraft. 

(5) Die Weiterführung von bereits begonnenen oder von zeitlich 
begrenzten gemeinsamen wasserwirtschaftlichen Maßnahmen 
und die diesen Maßnahmen zugrunde liegenden Vereinbarungen 
bleiben von der Kündigung dieses Vertrags unberührt. Hinsichtlich 
dieser Maßnahmen Ist Artikel 7 bis zu deren Abschluß anzuwen- 
den. 

(6) Dieser Vertrag ersetzt das Abkommen vom 27. Februar 
1974 zwischen der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Regierung der Tschechoslowakischen Soziali- 
stischen Republik über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Wasserwirtschaft an den Grenzgewässem. Mit dem Inkrafttreten 
dieses Vertrags tritt auch die im Notenwechsel vom 4./1 1 . Dezem- 
ber 1981 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Regierung der Tschechoslowakischen Sozialisti- 
schen Republik enthaltene Regelung über die Beauftragung von 
Grenzgewässerbevollmächtigten außer Kraft. Die Weiterführüng 
von bereits begonnenen oder zeitlich begrenzten gemeinsamen 
wasserwirtschaftlichen Maßnahmen sowie zu wasserwirtschaft- 
lichen Aufgaben an den Grenzgewässem abgeschlossene Ver- 
einbarungen bleiben hiervon unberührt. 


Geschehen zu Dresden am 12. Dezember 1995 in zwei Ur- 
schriften, jede In deutscher und tschechischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


4) Dovoznimi a v^voznimi cly a poplatky podle teto smiouvy 
jsou dovozni a vyvoznf da, jakoi i väechny jine danä a poplatky, 
vybiranä pri dovozu a v^vozu zbozi. 

5) Za pfedpokladu zpätnäho vyvozu jsou osvobozeny od dovoz- 
nich a v]^oznich cel a poplatkü a takä od povinnosti zajistäni 
celniho dluhu: vozidia, näfadi, pfistroje, nästroje, aparäty a stroje, 
kterä se doväieji z celniho üzemi stätu jednä smiuvnf strany na 
ceini üzemi stätu druhe smiuvnf strany pro präce podle täto 
smiouvy. Tyto pfedmäty je tfeba vyväzt nejpozdäji do mäsice po 
skonöenf pracf na celni üzemf, ze ktereho byly dovezeny. 


6) Na zbozf uvedenä v odstavcfch 3 a 5, kterä se pouzfvä podle 
teto smiouvy, se nevztahujf dovozni a v^ozni zäkazy a omeze- 
nf. 

Clänek 15 

1) Vlädy smiuvnfch stran si vzäjemne vymenf diplomafickou 
cestou pisemnä sdölenf, ze pro vstup smiouvy v platnost byly 
vytvofeny potfebnä vnitrostätni pfedpoklady. Smiouva vstupuje v 
platnost 30 dnü po dni, kdy bude doruceno poslednf pfsemnä 
sdäieni potvrzujfcf vnitrostätni schvälenf. 

2) Vstupem teto smiouvy v platnost züstäveyi nedotöena stävajf- 
cf vodnf präva na hraniönfch vodach a s nimi sppjenä zävazky. 

3) Tato smiouva se uzavirä na neurcitou dobu. 

4) Po uplynutl peti let od vstupu v platnost müze byt tato 
smiouva vladou kazde ze smiuvnich stran pisemnä diplomatickou 
cestou vypovezena nejpozdäji sest mesfcü pfed kqncem kalen- 
dänifho roku. Smiouva pozbyvä v tomto pffpadä platnosti uptynu- 
tim pffsluänäho kaleixläfnfho roku. 

5) Pokraöoväni jiz zapoöat^h nebo casovä omezenych spolec- 
nych vodohospodäfskych opatfenl a ujednäni. kterä jsou zäkla- 
dem techto opatfeni, züstävaji vypoväzenim smiouvy nedotcena. 
Pokud jde o tato opatfenl, bude clänek 7 uplathovän az do jejich 
dokonöenf. 

6) Tato smiouva nahrazuje Dohodu mezi vlädou Nemecke 
demokratickä republiky a Ceskoslovenske sociaiistickä republiky 
o spoiupräci ve wdnfm hospodäfstvf na hraniönfch vodäch ze dne 
27. ünora 1974. Vstupem täto smiouvy v platnost pozbyvä platno- 
sti j üprava obsazenä v nötäch vlädy Spolkovä republiky Nemecko 
a Ceskoslovenskä sociaiistickä republiky ze dne 4. a 1 1 . prosince 
1981 o jmenoväni zmocnäncü pro hraniönf vody. Pokraöoväni jiz 
zapocatych nebo öasovä omezen^^h spoleönych vodohospo- 
därskych opatfenl, jakoi i ujednäni uzavfenä o vodohospo- 
däfsk^ch ükolech na hraniönfch vodäch züstävajf tfm nedot- 
öena. 


Däno V DräManech dne 12. prosince 1995 ve dvou püvodnfch 
vyhotovenlch, kazdä v nämeckäm a öeskem jazyce, pficemi obä 
znenf majl stejnou platnost. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spofkovou republiku Nämecko 
Adolf von Wagner 
Angela Merkel 

Für die Tschechische Republik 
Za Ceskou republiku 
Frantisek Benda 
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Statut 

der deutsch-tschechischen Grenzgewässerkommission 
und ihrer Ständigen Ausschüsse 

Statut 

Nemecko-ceske komise pro hranicni vody 
a jejich Staiych vyborü 


Artikel 1 

(1) Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland und die 
Delegation der Tschechischen Republik in der Kommission be- 
steht aus je bis zu neun Mitgliedern. Jede Vertragspartei bestellt 
aus ihren Delegationsmitgliedern einen Bevollmächtigten, der 
gleichzeitig Leiter ihrer Delegation in der Kommission ist, sowie 
seinen Vertreter, ferner die Delegationsleiter der Ständigen Aus- 
schüsse und deren Vertreter. Die Anzahl der Mitglieder der Dele- 
gationen in den Ständigen Ausschüssen wird von der Kommission 
festgelegt. 

(2) Jede Delegation hat eine Stimme. Beschlüsse werden mit 
Zustimmung beider Delegationen gefaßt. 

Artikel 2 

(1) Die Kommission tritt in der Regel einmal Im Jahr zusammen, 
in dringenden Fällen Innerhalb von zwei Monaten auf Antrag eines 
Bevollmächtigten. Die Sitzungen sind so anzuberaumen, daß die 
kontinuierliche Arbeit der Ständigen Ausschüsse gewährleistet 
ist. 

(2) Die Sitzungen der Ständigen Ausschüsse finden wenigstens 
einmal jährlich rechtzeitig vor der Sitzung der Kommission statt. 

(3) Sofern nichts anderes vereinbart ist, treten die Kommission 
sowie ihre Ständigen Ausschüsse abwechselnd In der Bundesre- 
publik Deutschland und in der Tschechischen Republik zusam- 
men. 

(4) Die Einberufung einer Sitzung erfolgt durch den Delega- 
tionsleiter der Vertragspartei, in deren Staatsgebiet die Sitzung 
stattfinden soll, im Einvernehmen mit dem Delegationsleiter der 
anderen Vertragspartei. 

(5) Zwischen den Tagungen der Kommission können die Be- 
vollmächtigten und die Delegationsleiter der Ständigen Ausschüs- 
se in begründeten Fällen direkt verhandeln. Die Ergebnisse sol- 
cher Verhandlungen werden der Kommission bei ihrer nächsten 
Tagung vorgelegt. 

Artikel 3 

(1) Die Ständigen Ausschüsse fertigen über die Ergebnisse 
ihrer Sitzungen eine Niederschrift in zwei Ausfertigungen, jede in 
deutscher und in tschechischer Sprache, die von den Delega- 
tionsleitern unterschrieben und der Kommission vorgelegt wird. 

(2) Die Kommission fertigt über die Ergebnisse ihrer Sitzungen 
ein Protokoll in zwei Ausfertigungen, jede in deutscher und in 
tschechischer Sprache, das von den Bevollmächtigten unter- 
schrieben wird. Die Niederschriften der Sitzungen der Ständigen 
Ausschüsse sind Bestandteil des Protokolls. 

(3) Die Bevollmächtigten legen das Protokoll ihren Regierungen 
schnellstmöglich zur Zustimmung vor. Sie informieren einander 
unverzüglich über die Entscheidungen. 

(4) Das Protokoll tritt an dem Tag in Kraft, an dem beide 
Bevollmächtigten die Mitteilung über die Zustimmung der anderen 
Vertragspartei erhalten haben. 


Clänek 1 

1 ) Delegace Spolkovö republiky Nämecko a Ceske republiky v 
Kornisl jsou sloieny nejvyse z deviti ölenü. Kaädä smiuvni strana 
ustanovf ze ölenü svö delegace zmocnänce, kteiV je soucasne i 
vedoucim delegace v Komisi, jakoz i jeho zästupce, däie ustanovf 
vedoucf delegacf Stäiych vyborü a jejich zästupce. PoÖet ölenü 
delegacf ve Staiych v^borech stanovf Komise. 


2) Kazdä delegace mä jeden hias. Usneseni jsou pfijfmäna 
souhlasem obou delegacf. 

Clänek 2 

1) Komise se schäzf zpravidla jednou rocne, v nalehavych 
pffpadech nejpozdeji do dvou mäsfcü na pozädänf jednoho ze 
zmocnencü. Zasedäni je nutno svolävat tak, aby byla zarucena 
kontinuälnf präce Staiych vyborü. 

2) Zasedänf Staiych vyborü se konajf alespoh jednou roöne v 
dostatecnem predstihu pred zasedänim Komise. 

3) Pokud nenf dohodnuto jinak, schäzf se Komise a jejf Stälä 
vybory stf idavä na üzemf Spolkove republiky Nömecko a na 
üzemf Ceske republiky. 

4) Zasedänf svolävä vedoucf delegace smiuvnf strany, na je- 
jfmz üzemf statu se zasedänf bude konat, po dohode s vedoucfm 
delegace druhe smiuvnf strany. 

5) Mezi zasedänfmi Komise mohou zmocnönci a vedoucf dele- 
gacf Stälych vyborü jednat v odüvodnenych pffpadech pffmo. 
Vysiedky takovych jednänf pfedklädajf Komisi na jejfm pffätfm 
zasedänf. 


Clänek 3 

1) Stäle vybory sepisujf o vysiedcfch svych zasedänf Zäpisy ve 
dvou vyhotovenfch, kazdä v jazyce nämeckem a öeskäm, kterä 
podepisujf vedoucf delegacf a pfedklädajf je Komisi. 

2) Komise sepisuje o vysiedcfch svych zasedänf Protokol ve 
dvou vyhotovenfch, kazdä v jazyce nämeckäm a öeskäm, kterä 
podepisujf zmocnänci. Souöästf Protokolu jsou Zäpisy Stäiych 
vyborü. 

3) Zmocnänci pfedklädajf Protokol v co nejkratsf dobä svym 
vlädäm ke schvälenf. O vysiedcfch se vzäjemnä bezodkladne 
informujf. 

4) Protokol vstupuje v platnost dnem, kdy oba zmocnänci obdrzf 
oznämenf o jeho schvälenf druhou smiuvnf stranou. 
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Artikel 4 Clänek 4 

(1 ) Jede Delegation in der Kommission und in den Ständigen 1 ) Kaidä delegace v Komisi a ve Stalych vyborech mä prävo na 

Ausschüssen ist berechtigt, Sachverständige beizuziehen. pfizvänf odbornych znalcü. 

(2) Die Kommission und die Ständigen Ausschüsse können 2) Komise a Stale vybory mohou uloiit odbornym znalcüm 
Sachverständige mit der Durchführung einzelner, genau bezeich- provedeni jednotllvych, pfesnä definovan^ch ükolü. 

neter Aufgaben beauftragen. 

Artikel 5 Clänek 5 

Jede Delegation in der Kommission und in den Ständigen Kazdä delegace v Komisi a ve Stalych vyborech hradf svä 
Ausschüssen trägt ihre eigenen Kosten sowie die Kosten ihrer näklady, jako2 i näklady na sve odbornä znalce a ttumoöniky. 

Sachverständigen und Dolmetscher. 

Artikel 6 Clänek 6 

Die Kommission und die Ständigen Ausschüsse können bei Komise a Stälä vybory mohou vytvoht pro jednotlive üseky 
Bedarf für einzelne Grenzgewässerabschnitte sowie für einzelne hraniöm'ch vod a pro jednotlivä odbornosti podle potfeby skupiny 

Fachgebiete Sachverständigengruppen einsetzen, die paritätisch odbornych znalcü s paritnim obsazenim a stanovit jejich ükoly. 

zu besetzen sind, und deren Aufgaben festlegen. 

Artikel 7 Clänek 7 

Die Arbeitssprachen der Kommission und ihrer beiden Stand!- Pracovnimi jazyky Komise a Stalych vyborü jsou nämcina a 
gen Ausschüsse sind Deutsch und Tschechisch. cestina. 

Artikel s Clänek 8 

Die Kommission und die Ständigen Ausschüsse geben sich Komise a Stäle vybory si stanovi jednacf fädy, 
jeweils eine Geschäftsordnung. 
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Denkschrift zum Vertrag 
Allgemeines 

Der am 12. Dezember 1995 in Dresden Unterzeichnete 
Vertrag soll die Grundlage für die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Wasserwirtschaft an den deutsch-tsche- 
chischen Grenzgewässern bilden. Die Zusammenarbeit 
der Vertragsparteien erfolgt in der deutsch-tschechischen 
Grenzgewässerkommission, die nach Artikel 4 des Vertra- 
ges gebildet wird. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben setzt die 
Kommission nach Artikel 4 Abs. 2 einen Ständigen Aus- 
schuß für den bayerischen Grenzabschnitt und einen 
Ständigen Ausschuß für den sächsischen Grenzabschnitt 
ein. Die Zusammensetzung und die Verfahrensweise der 
Kommission und der Ständigen Ausschüsse regelt ein 
Statut, das Bestandteil des Vertrags ist. Die Zusammen- 
arbeit der Vertragsparteien erfolgt ferner durch direkte 
Kontakte der zuständigen Behörden und Einrichtungen. 

Die wirtschaftliche, wissenschaftliche und technische Zu- 
sammenarbeit der Vertragsparteien auf dem Gebiet der 
Wasserwirtschaft an den Grenzgewässern umfaßt unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes des Schutzes der na- 
türlichen Umwelt insbesondere: 

a) Veränderungen des Wasserhaushalts; 

b) Unterhaltung und Ausbau von Wasserläufen; 

c) Bau, Betrieb und Unterhaltung von Wasserbauwerken 
und von Einrichtungen für wasserwirtschaftliche Mes- 
sungen; 

d) Schutz vor Hochwasser und Eisgefahr; 

e) Maßnahmen bei außerordentlicher Beeinträchtigung 
der Wasserqualität, außergewöhnlichen hydrologi- 
schen Ereignissen, einschließlich der Warn- und Mel- 
dedienste; 

f) wasserwirtschaftliche Meliorationsmaßnahmen; 

g) Nutzung der Wasserenergie; 

h) Wasserentnahmen; 

i) Einleiten von Wasser und Abwasser; 

j) Schutz und Verbesserung der Wasserbeschaffenheit 
der Gewässer; 

k) Wasserschutzgebiete; 

l) bauliche Anlagen, Einrichtungen und Tätigkeiten, die 
die Abflußverhältnisse beeinflussen können; 

m) Untersuchungen, Messungen und Beobachtungen so- 
wie Auswertung und Austausch von Ergebnissen und 
Informationen; 

n) wasserwirtschaftliche Fachplanung und Bilanzierung; 

o) Schutz aquatischer und litoraler Biotope; 

p) Schutz der Gewässer als Bestandteil des Naturhaus- 
halts. 

Die praktische Zusammenarbeit erfolgt entsprechend der 
verfassungsrechtlichen Zuständigkeit der Bundesländer 
für den Vollzug der Wasserwirtschaft zwischen den Bun- 
desländern Sachsen und Bayern einerseits und den zu- 
ständigen Behörden der Tschechischen Republik anderer- 
seits im Rahmen der Ständigen Ausschüsse für die Grenz- 


abschnitte Bayern/Tschechische Republik und Sachsen/ 
Tschechische Republik. 

Die Kommission befaßt sich mit der Koordinierung sowie 
mit der Erörterung auftretender Fragen. 

Besonderes 
Zum Vertrag 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 enthält die gegenseitige Verpflichtung der Ver- 
tragsparteien zur Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Wasserwirtschaft an den Grenzgewässern. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 definiert die Grenzgewässer im Sinne des Ver- 
trags. 

Absatz 2 definiert den Anwendungsbereich des Vertrags, 
Zu Artikel 3 

Absatz 1 enthält eine Aufzählung der Bereiche der wirt- 
schaftlichen, wissenschaftlichen und technischen Zu- 
sammenarbeit. 

Absatz 2 schließt die Behandlung von Fragen der Fische- 
rei und der Schiffahrt aus, bezieht jedoch daraus resultie- 
rende Verunreinigungen ein. 

Zu Artikel 4 

Absatz 1 regelt die Bildung einer deutsch-tschechischen 
Grenzgewässerkommission. 

Absatz 2 sieht die Einrichtung von je einem Ständigen 
Ausschuß für die Grenzabschnitte Bayerns und Sachsens 
zur Tschechischen Republik vor. 

Absatz 3 enthält den Hinweis auf das zum Vertrag ge- 
hörige Statut, das Zusammensetzung und Verfahren der 
Kommission und der Ständigen Ausschüsse sowie deren 
Befugnisse regelt. 

Zu Artikel 5 

Absatz 1 legt die Aufgabenbereiche für die Zusammen- 
arbeit fest, für die die Kommission die Grundsätze defi- 
niert. Er beschreibt die Verfahrensweisen bei der Zusam- 
menarbeit zur Erfüllung der in Artikel 3 aufgeführten Auf- 
gaben. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Kommission die Tätigkeit der 
nach Artikel 4 Abs. 2 eingerichteten Ständigen Ausschüs- 
se koordiniert und alle Fragen, die bei Durchführung des 
Vertrags entstehen, behandelt. 

Absatz 3 legt fest, daß die Kommission Empfehlungen an 
die Vertragsparteien beschließen kann, die konkrete Maß- 
nahmen beinhalten. 

Absatz 4 beauftragt die Kommission, die Grundsätze und 
Aufgaben festzulegen, auf deren Grundlage die Zusam- 
menarbeit der Ständigen Ausschüsse erfolgt. 

Absatz 5 bestimmt, daß die Kommission die Grundsätze 
und Aufgaben für die direkte Zusammenarbeit der zustän- 
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digen Behörden und Dienststellen der Vertragsparteien 
festlegt. 

Zu Artikel 6 

Absatz 1 definiert wasserwirtschaftliche Maßnahmen als 
technische Maßnahmen zur Erfüllung der Aufgaben des 
Vertrags. 

Absatz 2 legt fest, daß sich die Vertragsparteien über 
wesentliche wasserwirtschaftliche Maßnahmen unterrich- 
ten und beraten. 

Absatz 3 regelt die Verfahrensweise bei außergewöhn- 
lichen Beeinträchtigungen der Wasserqualität und außer- 
gewöhnlichen hydrologischen Ereignissen. 

Zu Artikel 7 

Absatz 1 regelt die Kostentragung für wasserwirtschaft- 
liche Maßnahmen, die ausschließlich im Interesse des sie 
durchführenden Staates liegen. 

Absatz 2 regelt die Kostentragung für Maßnahmen, die im 
Interesse beider Vertragsstaaten liegen. 

Absatz 3 regelt die Kostentragung für Maßnahmen, die auf 
dem Staatsgebiet einer Vertragspartei liegen, jedoch im 
ausschließlichen Interesse der anderen Vertragspartei 
liegen. 

Absatz 4 regelt die Tragung der Kosten, die bei der Ver- 
messung, Projektierung und Leitung wasserwirtschaft- 
licher Maßnahmen entstehen. 

Absatz 5 regelt die Kostentragung für Maßnahmen der 
Unterhaltung und des Ausbaus der Grenzgewässer sowie 
für Unterhaltung und Betrieb wasserwirtschaftlicher An- 
lagen. 

Zu Artikel 8 

Absatz 1 legt fest, daß die zuständigen Behörden und 
beauftragten Dienststellen gemeinsam den Gewässer- 
zustand und die Wasserstände der Grenzgewässer unter- 
suchen sowie die Ergebnisse über die Ständigen Aus- 
schüsse an die Kommission weiterleiten. 

Absatz 2 verpflichtet die zuständigen Behörden und beauf- 
tragten Dienststellen beider Vertragsparteien zur gemein- 
samen Errichtung und Unterhaltung von Flußeinteilungs- 
zeichen, Höhenmaßen, Abflußmeßstellen und Meßquer- 
schnitten in den Grenzgewässern sowie der Grundwas- 
sermeßstellen. 

Zu Artikel 9 

Absatz 1 regelt die gegenseitige Informationspflicht der 
Vertragsparteien bei bedeutsamen wasserwirtschaftlichen 
Vorhaben. 

Absatz 2 ermöglicht der Kommission, für ausgewählte 
Grenzgewässer gemeinsame wasserwirtschaftliche Bi- 
lanzen, wasserwirtschaftliche Fachplanungen sowie Ko- 
ordinierungsvereinbarungen zu deren Schutz und Nutzung 
auszuarbeiten. 

Zu Artikel 10 

Absatz 1 formuliert allgemein die Verpflichtung, die Ver- 
unreinigung der Grenzgewässer, die von Tätigkeiten auf 
dem Staatsgebiet der Vertragsparteien ausgehen, zu re- 
duzieren. 


Absatz 2 enthält das Einvernehmen der Vertragsparteien, 
Maßnahmen zur Reduzierung der Verschmutzung der 
Grenzgewässer zu unterstützen. 

Zu Artikel 11 

Absatz 1 regelt die Zusammenarbeit der zuständigen Be- 
hörden der Vertragsparteien bei der Warn- und Alarm- 
planung sowie bei der Abstimmung der Maßnahmepläne 
gegen Hochwasser, Eisgefahr und kritische Zustände der 
Wasserqualität. 

Absatz 2 regelt die gegenseitige Hilfestellung bei Hoch- 
wasser, Eisgefahr und kritischen Zuständen der Wasser- 
qualität. 

Zu Artikel 12 

Absatz 1 legt fest, nach welchen Rechtsvorschriften was- 
serwirtschaftliche Maßnahmen in durchzuführenden Ver- 
waltungsverfahren beurteilt werden. 

Absatz 2 regelt die Vorgehensweise im Rahmen des Ver- 
waltungsverfahrens bei Maßnahmen, die das Staatsgebiet 
beider Vertragsparteien betreffen. 

Absatz 3 verpflichtet die Vertragsparteien, Verwaltungs- 
verfahren erst nach Behandlung im jeweils zuständigen 
Ausschuß abzuschließen. 

Absatz 4 erlaubt es den zuständigen Behörden der Ver- 
tragsparteien, In wasserwirtschaftlichen Verwaltungsange- 
legenhelten direkten Kontakt aufzunehmen. 

Zu Artikel 13 

Absatz 1 regelt die Zusammenarbeit mit anderen wasser- 
wirtschaftlichen Kommissionen. 

Absatz 2 verpflichtet die Kommission zur Zusammenarbeit 
mit der Ständigen deutsch-tschechischen Grenzkommis- 
sion. 

Zu Artikel 14 

Die Absätze 1 und 2 regeln die Bedingungen für das 
Überqueren der Staatsgrenze zur Wahrnehmung von Auf- 
gaben im Rahmen des Vertrags. 

Absatz 3 beinhaltet die Zollbestimmungen für mitgeführte 
Materialien, die für die Durchführung von wasserwirt- 
schaftlichen Maßnahmen erforderlich sind. 

Absatz 4 definiert Ein- und Ausfuhrabgaben im Sinne des 
Vertrags. 

Absatz 5 regelt die Befreiung von Gegenständen von der 
Ein- und Ausfuhrabgabe. 

Absatz 6 regelt die Ausnahme von Ein- und Ausfuhrver- 
boten und -beschränkungen für unter Absatz 3 und 5 
genannte Waren. 

Zu Artikel 15 

Absatz 1 regelt das Verfahren für das Inkrafttreten des 
Vertrags. 

Absatz 2 legt fest, daß mit Inkrafttreten des Vertrags be- 
stehende Wasserrechte an Grenzgewässern und damit 
zusammenhängende Verpflichtungen unberührt bleiben. 

Absatz 3 bestimmt die Geltungsdauer des Vertrags. 
Absatz 4 regelt die Kündigungsmodalitäten des Vertrags. 
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Absatz 5 regelt die Verfahrensweise bei wasserwirtschaft- 
lichen Maßnahmen für den Fall der Kündigung des Ver- 
trags. 

Absatz 6 regelt das Außerkrafttreten von Vereinbarungen 
der ehemaligen DDR und der Bundesrepublik Deutschland 
mit der ehemaligen CSSR. 

Zum Statut der deutsch-tschechischen Grenzgewäs- 
serkommission und ihrer Ständigen Ausschüsse 

Zu Artikel 1 

Absatz 1 regelt die Zusammensetzung der Kommission 
und der Ständigen Ausschüsse aus Delegationen der Ver- 
tragsparteien sowie die Anzahl der jeweiligen Delega- 
tionsmitglieder. 

Absatz 2 beschreibt das Beschlußverfahren. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 regelt den Zusammentritt der Kommission. 

Absatz 2 regelt den Zusammentritt der Ständigen Aus- 
schüsse. 

Absatz 3 bezeichnet den Modus der Ortswahl für die Sit- 
zungen der Kommission und der Ständigen Ausschüsse. 

Absatz 4 beschreibt das Verfahren für die Einberufung der 
Kommissionssitzungen und der Sitzungen der Ständigen 
Ausschüsse. 

Absatz 5 eröffnet die Möglichkeit von direkten Verhandlun- 
gen zwischen den Vorsitzenden. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 legt die Erstellung eines Sitzungsprotokolls für 
die Ständigen Ausschüsse fest, das der Kommission vor- 
gelegt wird. 

Absatz 2 legt die Erstellung eines Sitzungsprotokolls für 
die Kommissionssitzungen fest. Diese Protokolle umfas- 


sen als Bestandteil die gebilligten Protokolle der Ständigen 
Ausschüsse. 

Absatz 3 legt fest, daß das Protokoll der Sitzung der 
Bevollmächtigten für die Grenzgewässerabschnitte den 
jeweiligen Regierungen zur Zustimmung vorgelegt wird. 

Absatz 4 regelt das Inkrafttreten der Protokolle nach 
Abs. 3. 

Zu Artikel 4 

Absatz 1 gestattet den Delegationen, in der Kommission 
und in den Ständigen Ausschüssen Sachverständige hin- 
zuzuziehen. 

Absate 2 erlaubt es der Kommission und den Ständigen 
Ausschüssen, Sachverständige mit der Durchführung be- 
stimmter Aufgaben zu betrauen. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 regelt die Kostentragungspflicht der die Verein- 
barung schließenden Parteien. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 ermöglicht es der Kommission und den Ständigen 
Ausschüssen, bei Bedarf für einzelne Grenzgewässer- 
abschnitte sowie Fachgebiete Sachverständigengruppen 
einzurichten. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 legt Deutsch und Tschechisch als Arbeitsspra- 
chen der Kommission und der Ständigen Ausschüsse 
fest. 

Zu Artikel 8 

Artikel 8 regelt die Befugnis der Kommission und der 
Ständigen Ausschüsse zum Erlaß einer Geschäftsord- 
nung. 
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